
Zusammenfassung der Münchner Erklärung 
Stand März 2026 

Unter der Leitung von Frau Bürgermeisterin Dr. Burkert fand die Sondersitzung der Münchner Pflegekonfe-
renz am 15. Mai 1997 zur Situation in den Alten- und Pflegeheimen (vollstationären Pflegeeinrichtungen) 
statt. 
Nach einer ausführlichen Diskussion einigten sich die Teilnehmenden der Münchner Pflegekonferenz auf 
entsprechende Ergebnisse, aus denen sich Maßnahmen ableiten und Forderung formulieren sollten, die in 
der nächsten Zeit umzusetzen waren. 
Im Folgenden werden die Ergebnisse der Sondersitzung der Münchner Pflegekonferenz vom 15. Mai 1997, 
die teils bis heute aktuell sind, in den Forderungen beibehalten, gegebenenfalls zusammengefasst und in 
zeitgemäße Sprache formuliert.  

1. Beruflich Pflegende brauchen Unterstützung und verdienen Anerkennung

Beruflich Pflegende und die anderen Mitarbeiter*innen der Langzeitpflege leisten sehr viel und verdienen 
hierfür Anerkennung. Sie stellen sich tagtäglich den äußerst belastenden Aufgaben sowohl in der ambulan-
ten als auch der teil- und vollstationären Pflege. Deshalb ist die Akzeptanz dieses Berufes wichtig. 
Die Beschwerden im Jahr 1997 bezogen sich auf die insgesamt 12.000 Pflegeplätze in München. Sie stell-
ten Ausnahmen dar und sollten nicht zum Anlass genommen werden, pauschale und ungerechtfertigte Ur-
teile über die stationäre Langzeitpflege in München insgesamt zu fällen. Trotzdem wurde und wird selbst-
verständlich jeder Beschwerde nachgegangen, denn jeder Einzelfall ist einer zu viel. 

2. Selbstverpflichtung der Münchner Heimträger zur Qualitätssicherung

Als eigenen Beitrag der Pflegeeinrichtungen zur Optimierung der Situation hatten sich die gemeinnützigen 
Träger der Münchner Pflegeeinrichtungen bereit erklärt, ein Gremium zur Qualitätskontrolle zu bilden. 

Auf freiwilliger Basis sollten damals Qualitätsbeauftragte der Träger in einer Runde mit den Pflegekassen 
und der Regierung von Oberbayern als Heimaufsichtsbehörde den Qualitätsstandard als Grundlage einer 
freiwilligen gemeinsamen Gütegarantie konkretisieren. Die Träger gingen damit eine Selbstverpflichtung 
ein, die überprüfbaren Qualitätsstandards für die Pflege und Versorgung zu definieren und für die Einhal-
tung dieser Qualität zu sorgen.  
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3. Verbesserung der personellen Ausstattung der Heimaufsicht

Zu den Aufgaben der Heimaufsicht bei der Regierung von Oberbayern gehörte es 1997 auch, den 
Beschwerden in Einzelfällen nachzugehen. Die Träger stimmten zu, Kontrollen in Einzelfällen künftig ohne 
Voranmeldung vorzunehmen. Eine Forderung war, die Aufsichtsbehörde personell so auszustatten, dass 
mit ärztlicher Qualifikation und Beteiligung von Fachpflege die vollstationären Pflegeeinrichtungen bei der 
Besichtigung eventuell aufgetretener Mängel unterstützt und beraten werden können. 

4. Zielgerichtete Forderung für eine Verbesserung der personellen und finanziellen Ausstattung
    der vollstationären Pflegeeinrichtungen

Die Rahmenbedingungen für die vollstationären Pflegeeinrichtungen sollen so gestaltet werden, dass nicht 
nur die Grundbedürfnisse für die beruflich Pflegenden abgesichert, sondern auch die unerlässliche Betreu-
ung und Zuwendung gewährleistet wird. Die Bewohner*innen haben auch im Pflegebereich Anspruch auf 
Lebensqualität und Pflegende Anspruch auf ein Arbeitsumfeld, in dem auch menschenwürdige und 
kompetente Pflege stattfinden kann. 
Hierfür sind unterschiedliche Maßnahmen erforderlich: 

4.1 Stellenmehrung im Pflegebereich 
Die Personalstellen im Pflegebereich bedürfen einer erheblichen Aufstockung. Da sich die meisten Be-
schwerden auf zu wenig Personal und auf das überwiegend dadurch bedingte Verhalten von Pflegeperso-
nal gegenüber Bewohner*innen und deren An- und Zugehörige, sowie auf zu wenig Zeit für aktivierende 
und motivierende Pflege beziehen, wird sichtbar, dass die Personalstellen einer Aufstockung bedürfen. 

4.2 Erhöhung des Anteils der Pflegefachpersonen 
Der Fachkräfteanteil muss erhöht werden. Ein Fachkräfteanteil von 50 %, wie dies im Heimrecht als Min-
deststandard festgeschrieben ist, gewährleistet bei einer notwendigen Verteilung des Personals über 24 
Stunden und Wochenenden sowie Sonn- und Feiertage nicht die ständige Anwesenheit mindestens einer 
Pflegefachperson auf jedem Wohnbereich. 
Dies kann zu Pflegemängeln führen. Daraus können vermeidbare vermehrte Krankenhauseinweisungen, 
für alte, pflegebedürftige Menschen eine zusätzliche, überaus belastende Situation, resultieren. 
Anmerkung: Das Heimgesetz wurde zum 1. Januar 2008 in Bayern durch das Pflege- und Wohnqualitäts-
gesetz abgelöst. Die Ausführungsverordnung zum Pflege- und Wohnqualitätsgesetz wurde zum 1. Januar 
2025 geändert, die Fachkraftquote wurde flexibilisiert.  

4.3 Fortbildung der beruflich Pflegenden 
Fortbildungsangebote und Supervision für beruflich Pflegende intern und extern damit beruflich Pflegende 
in die Lage versetzt werden, in Belastungssituationen angemessen zu reagieren und schwierigen Pflegesi-
tuationen adäquat begegnen zu können. 

4.4 Regelung für Menschen mit geringerem Pflegebedarf als 90 Minuten pro Tag 
Auch für diese Menschen, die bisher mit dem „Bayerischen Weg“ einigermaßen abgesichert waren, muss 
eine Regelung über die Pflegeversicherung gefunden werden. Im Augenblick fallen diese Menschen durch 
das Netz der sozialen Versorgung, obwohl sie – wie allen anderen auch – Beiträge für die Pflegeversiche-
rung leisten. 
Anmerkung: Pflegesatzverhandlungen führten zu einer Lösung auf Landesebene. 

4.5  Verbesserung bei der Pflege psychisch veränderter Bewohner*innen 
Der hohe Anteil psychisch veränderter beziehungsweise demenzkranker Menschen in den vollstationären 
Pflegeeinrichtungen erfordert dringend, die gerontopsychiatrische Versorgung zu verbessern. Diese Ver-
sorgung steht im engen Zusammenhang mit der in der vollstationären Pflegeeinrichtung zur Verfügung ste-
henden Personalkapazität und dem für diesen Versorgungsbereich fachlich aus – und fortgebildeten beruf-
lich Pflegenden. Der anhaltenden Forderung der vollstationären Pflegeeinrichtungen, den tatsächlichen 
Pflegebedarf dieser Menschen bei der Einstufung in der Pflegeversicherung realistisch zu berücksichtigen, 
muss Rechnung getragen werden.  
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4.6 Verbesserung der medizinischen Versorgung 
Es gibt zu wenig geriatrisch fortgebildete Ärztinnen und Ärzte. Ärztinnen und Ärzte, die vorwiegend alte 
Menschen behandeln, müssen im Bereich der Geriatrie, Gerontopsychiatrie und Rehabilitation älterer Men-
schen besonders qualifiziert sein. Rehabilitationspotentiale alter Menschen werden oft nicht erkannt, die 
Wirkungsweise der Medikamente bei alten Menschen oft nicht richtig eingeschätzt und die Wechselwirkung 
von mehreren Medikamenten nicht beachtet. Deshalb brauchen die Ärztinnen und Ärzte verstärkte geriatri-
sche Fachkompetenz. 

4.7 Notwendigkeit differenzierter, ausreichender Pflegesätze 
Nachverhandlungen mit den Pflegekassen, abgestimmte Vorgehensweisen zwischen Pflegekassen und 
Bezirken und Trägern sind dringend notwendig. 
Die Mängel beziehungsweise Probleme in den vollstationären Pflegeeinrichtungen können nachhaltig nur 
gelöst werden, wenn die Träger beziehungsweise die vollstationären Pflegeeinrichtungen in die Lage 
versetzt werden, eine bessere qualitative Versorgung der alten Menschen unter wirtschaftlichen 
Maßstäben umsetzen zu können. Dies ist mit den vereinbarten Pflegesätzen, wie sie derzeit bestehen, nur 
schwer möglich und mit dem diskutierten bundeseinheitlichen Pflegesatzmodell undenkbar. 
Anmerkung: Die Landespflegesatzkommission befasst sich mit Lösungen für eine wirtschaftliche 
Betriebsführung.

5. Schon bisher gibt es eine „Lobby“ für Pflegebedürftige

Eine neu organisierte Lobby für alte Menschen ist nach Meinung der Pflegekonferenz nicht notwendig. In 
allen vollstationären Pflegeeinrichtungen ist aufgrund gesetzlicher Vorschriften ein Heimbeirat gebildet, 
dessen Hauptaufgabe es ist, die Interessen der Bewohner*innen gegenüber der Einrichtungsleitung vertre-
ten. 
Seit dem Jahr 1995 bestehende Münchner Pflegekonferenz stellt eine wirksame Lobby dar, insbesondere 
für Veränderungen, die bedingt durch die Einführung der Pflegeversicherung die Pflegesituation prägen. 
Sie hat bereits eine Reihe wichtiger Forderung formuliert und durchgesetzt. 
Das Sozialreferat richtete eine zusätzliche Stelle ein, die Beschwerden aufnimmt und darauf achtet, dass 
von den Trägern Konsequenzen gezogen werden.  
Anmerkung: Die städtische Beschwerdestelle für Probleme in der Altenpflege ist dem Direktorium unter-
stellt und berichtet alle zwei Jahre dem Münchner Stadtrat über ihre Arbeit.

6. Ehrenamtliches Engagement durch Münchner Mitbürger*innen

Die Münchner Mitbürger*innen werden aufgerufen, sich ehrenamtlich zu engagieren. Damit könnten für 
alte Menschen, insbesondere für solche ohne eigene An- und Zugehörige, mehr Kontakte und Aktivitäten 
in Ergänzung der Pflege und Betreuung durch die Mitarbeitenden der vollstationären Pflegeeinrichtungen 
er-möglicht werden. 

Unterstützung ehrenamtlicher Aktivitäten 

Zusätzlich zu den Forderungen wurde angeregt, das ehrenamtliche Engagement für die alten Mitbürger*in-
nen zu verstärken. Angedacht waren Stiftungsmittel, um ehrenamtlichen Einsatz zu unterstützen, etwa 
durch Schulungen, Fahrgelderstattungen und ein kleines Anerkennungshonorar.  
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